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Änderungsgenehmigung zur Anlage und zum Betrieb des Hubschrauber-
Sonderlandeplatzes „Klinikum Peine“ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
gemäß Ihres Antrags vom 27.04.2024 ergeht folgende Entscheidung: 
 
I. Entscheidung 
 
Gemäß § 6 Abs. 4 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG)1 i.V.m. §§ 49 ff. der Luftverkehrs-
Zulassungs-Ordnung (LuftVZO)2 wird die Genehmigung vom 22.08.1983 in der Fassung vom 
21.06.2016 zum Betrieb des Hubschrauber-Sonderlandeplatzes zur Durchführung von Flügen 
nach Sichtflugregeln am Tage wie folgt geändert3: 
 
Die Anlage Lageplan, 1:500, Auftrags-Nr. AKH T1122/15 (Anl. 1) wird durch die beigefügten 
Anlage Klinikum_Peine_Draufsicht2_M500_UTM32 Stand 23.05.2022 
(Übersichtsdarstellungskarte) ersetzt: 

• Klinikum_Peine_Draufsicht2_M500_UTM32 (Anl. 1) 
 
1. Nr. 1.1.3 Betriebsfläche wurde wie folgt geändert: 
 
Aufsetz- und Abhebefläche (TLOF): 
Quadrat mit dem Abmessungen 15 m x 15  
Oberfläche: Verbundpflaster 
 
Endanflug- und Startfläche (FATO): 
Quadrat mit den Abmessungen 20 m x 20 m, das die Aufsetzfläche mittelpunktsgleich umgibt. 
Oberfläche: Verbundpflaster 
 
 

 
1 "Luftver“kehrsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 (BGBl. I S. 698), in der aktuell gültigen Fassung 
2 "Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 19. Juni 1964 (BGBl. I S. 370), in der aktuell gültigen Fassung 
3 Fettdruck und Kursiv = Änderungen 
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Sicherheitsfläche (Safety Area):  
Ein die FATO allseits umgebender, tragfähiger Streifen mit einer Breite von 
3,50 m. Die Sicherheitsfläche ergibt zusammen mit der FATO ein Quadrat mit  
den Abmessungen 28 m x 28 m. 
 
An- und Abfluggrundlinien: 
100° / 280° (rw) 
Die Lage des An- und Abflugbereiches ergibt sich aus dem Übersichtsplan (Anlage 1). 
 
2. Nr. 1.3 Arten und Zeiten des Betriebes wurde wie folgt ergänzt: 
 
Der Landeplatz ist zugelassen zur Durchführung von Flügen nach Sichtflugregeln bei Tag und 
Nacht4. 
 
3. Nr. 2.4 Windrichtungsanzeiger wurde wie folgt ergänzt: 
 
Der Windrichtungsanzeiger ist gemäß der AVV zu installieren.5 
Auf der südwestlichen Gebäudekante des Schwesternwohnheims ist ein in der Dunkelheit 
beleuchteter und an der Spitze mit einem Hindernisfeuer versehener Windrichtungsanzeiger 
(Mindestlänge 2,4 m) installiert. 
Dieser muss bei Flugbetrieb in der Nacht beleuchtet werden. Er muss so aufgestellt sein, 
dass er aus der Luft und von den Betriebsflächen her gut sichtbar ist und eine Anzeige für 
die Richtung und Stärke des Windes am Landeplatz bietet. 

 
4. Nr. 2.6.2 Anforderung an das Feuerlösch- und Rettungswesen wurde wie folgt ergänzt: 

 
Abweichend hiervon sind am Landeplatz Feuerlöscher mit einer Gesamtkapazität von mindestens 
24 kg Trockenlöschmittel oder 45 kg CO2 und Feuerlöscher mit einer Gesamtkapazität von 
mindestens in der Leistungsstufe B im Umfang von mind. 50 Litern mittels eines fahrbaren 
Schaumlöschers sowie die in der Anlage 2 näher bezeichneten Rettungsmittel betriebsbereit 
frostsicher vorzuhalten. 
 
5. Nr. 2.7 Fernmeldesysteme wurde wie folgt neu gefasst: 

 
Der Landeplatz muss betriebsbereit an das öffentliche Fernsprechnetz 
angeschlossen sein. An der Fernsprechstelle sind folgende Telefonnummern gut 
sichtbar auszuhängen:  

• nächste Polizeiwache  

• Feuerwehrzentrale  

• DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Niederlassung Bremen  

• Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung  

• Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Standort Hannover 
(Luftfahrtbehörde)  

• Flugwetter-Beratungsdienst  
 
 
6. Nr. 2.8.3 Nachtkennzeichnung von Luftfahrthindernissen wurde neu 

hinzugefügt: 

 

 
4 Definition der Nacht lt. VO (EU) Nr. 923/2012:  
Die Stunden zwischen dem Ende der bürgerlichen Abenddämmerung und dem Beginn der bürgerlichen Morgendämmerung. Die 
bürgerliche Dämmerung endet am Abend und beginnt am Morgen, wenn sich die Mitte der Sonnenscheibe 6 ° unter dem Horizont 
befindet. 
5 AVV = Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Genehmigung der Anlage und des Betriebs von Hubschrauberflugplätzen vom 
19.12.2005 (BANZ Nr. 246a aus 2005), in der aktuell gültigen Fassung. 
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Die Genehmigungsinhaberin hat dafür Sorge zu tragen, dass die im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens festgelegten Luftfahrthindernisse im Umfeld des 
Landeplatzes mit einer entsprechenden Nachtkennzeichnung versehen werden. 
Diese ist in Betrieb zu setzen, wenn die Landeplatz-Befeuerung betrieben wird. 

 
7. Nr. 2.17 Befeuerung des Landeplatzes wurde neu hinzugefügt: 
 
Der Landeplatz ist entsprechend der AVV zu befeuern und zu beleuchten mit einer 
Flutlichtbeleuchtung am Rande der Sicherheitsfläche. Die Scheinwerfer sind so 
auszurichten, dass weder Piloten im Flug noch das Personal am Boden geblendet 
werden. Die Anordnung ist so zu wählen, dass die Entstehung von Schatten auf ein 
Minimum reduziert wird. 
 
Zusätzlich kann der Landeplatz mit TLOF-Randfeuern in grün am Rand der TLOF-
Fläche oder maximal 1,5 m davon entfernt in gleichmäßigen Abständen von 
höchstens 5 m und mindestens vier Feuern pro Seite inklusive der Ecken 
ausgestattet sein.  
 
Zudem ist jeweils in Anflugrichtung eine Pfeilmarkierung gemäß ICAO-Annex 14 
Band II 5.2.166  (flight path alignment guidance marking) in weiß aufzubringen. 
  
Der Landeplatz darf in der geänderten und erweiterten Form erst in Betrieb genommen 
werden, wenn dies gem. § 53 Abs. 1 i. V. m. § 44 Abs. 1 LuftVZO nach erfolgter 
Abnahmeprüfung von mir gestattet wurde. Die Bekanntmachung der Betriebsaufnahme in 
den Nachrichten für Luftfahrer werde ich zu gegebener Zeit veranlassen. 
 
 
Im Übrigen bleibt die Genehmigung unverändert bestehen. 
 
II. Kostenentscheidung 
 
Die Kosten des Verfahrens sind von Ihnen zu Tragen. 
 
III. Begründung 
 
Zu 1. 
 
Die Änderung zu 1. ergibt sich aus der Neufestlegung der Maße der FATO.  
 
Zu 2. 
 
Die Klinikum Peine gGmbH hat bei der zuständigen Luftfahrtbehörde beantragt, die 
Voraussetzungen für einen dauerhaften 24-Stundenbetrieb zu schaffen. Sie ist als Klinikum mit 
angeschlossenem Hubschrauber-Sonderlandeplatz Bestandteil der regionalen Notfall- und 
Akutversorgung. Die Aufrechterhaltung des Flugbetriebs auch außerhalb der Tageszeiten ist aus 
medizinischen und versorgungstechnischen Gründen erforderlich. 
Der Hubschrauber-Sonderlandeplatz wurde darüber hinaus schon immer gelegentlich von 
Rettungs- bzw. Intensivtransporthubschraubern im Rahmen von HEMS7 Flügen rund um die Uhr 
genutzt.  
 

 
6 ICAO = International Standards and Recommended Practices — Annex 14: Aerodromes — Volume II: Heliports, in der aktuell 
gültigen Fassung 
7 Helicopter Emergency Medical Services 
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Die für die Genehmigungsbehörde erforderlichen Unterlagen, insbesondere das luftfahrtfachliche 
Gutachten der Firma Hans Bäuml Heliport Vertiport Consulting GmbH wurden vorgelegt. Die 
materielle Abwägung dieser Entscheidung ist unter IV begründet. 
 
Zu 3. 
 
Die Änderung zu 3. ergibt sich aus der Änderung zu 2. und konkretisiert die Anforderungen an 
einen Windrichtungsanzeiger für Hubschrauber-Sonderlandeplätze mit Flugbetrieb bei Nacht. 
 
Zu 4. 
 
Die Änderung zu 4. stellt lediglich eine redaktionelle Änderung dar. 
 
Zu 5. 
 
Die Änderung zu 5. Stellt eine Ergänzung zum vorhandenen Feuerlösch- und Rettungswesens 
dar. 
 
Zu 6. 
 
Die Änderung zu 6. ergibt sich aus der Änderung zu 2. und konkretisiert die Anforderungen an 
Nachtkennzeichnung von Luftfahrthindernissen für Hubschrauber-Sonderlandeplätze mit 
Flugbetrieb bei Nacht. 
 
Zu 7. 
 
Die Änderung zu 7. ergibt sich aus der Änderung zu 2. und konkretisiert die Befeurung des 
Hubschrauber-Sonderlandeplatzes in Hinblick auf den Nachflugbetrieb. Da eine bessere 
Oberflächenerkennbarkeit notwendig ist, muss mindestens eine Flutlichtbeleuchtung am Rande 
der TLOF vorhanden sein. Aufgrund der Flutlichtbeleuchtung kann auf grüne TLOF-Randfeuer 
gemäß Nr. 5.3.13.12 AVV verzichtet werden. Die bereits installierten weißen Randfeuer können 
bestehen bleiben. 
Zudem sind aufgrund der Hindernissituation Pfeile in An- und Abflugrichtung notwendig, um die 
festgelegten An- und Abflugrichtungen bei Tag und Nacht deutlich erkennbar zu machen. Auf eine 
Anflugbefeuerung gemäß Nr. 5.3.3 der AVV kann aufgrund der mit Flutlichtstrahlern beleuchteten 
An- und Abflugpfeilen verzichtet werden. 
 
Zu II.  
 
Die vorstehende Amtshandlung ist nach § 107 der LuftVZO kostenpflichtig. Die Kosten des 
Verfahrens trägt die Antragstellerin. Gemäß §§ 1, 2 der Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung 
(LuftKostV8) i. V. m. Abschnitt V Ziffer 5b des Gebührenverzeichnisses zu § 2 Abs. 1 LuftKostV 
erhebe ich für die Genehmigung eine Gebühr in Höhe von  
 

800,00 Euro. 

 
Der Gebührenrahmen beträgt 330 € bis 50.000 €. Im Hinblick auf den Umfang des Verfahrens 

und des behördlichen Aufwandes ist die Festsetzung der Gebühr im unteren Bereich des 

vorgeschriebenen Gebührenrahmens angemessen.  

 

Ich bitte, diesen Betrag innerhalb von zwei Wochen auf das unten auf Seite 1 genannte  zu 
überweisen.  

 
8 Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung vom 14. Februar 1984 (BGBl. I S. 346), in der aktuell gültigen Fassung 
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Geben Sie als Verwendungszweck unbedingt das Kassenzeichen 8301002276033 (ohne weitere 
Angaben) an. Einzahlungen ohne dieses Kassenzeichen können nicht ordnungsgemäß gebucht 
werden. Bitte halten Sie die Zahlungsfrist ein, da Sie bei verspäteter Zahlung die Kosten zu tragen 
haben.  
 
IV. Entscheidungsgründe 
 
Rechtsgrundlage 
 
Gemäß § 6 Absatz 1 LuftVG dürfen Landeplätze nur mit Genehmigung angelegt und betrieben 
werden.  
 
Zuständigkeit 
 
Für die Genehmigung von Landeplätzen ist gemäß § 50 LuftVZO i. V. m. § 31 Absatz 2           Nr. 
4 LuftVG i. V. m. § 14 Absatz 2 Nr. 1 ZustVO-Verkehr9 die Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr zuständig. 
 
Verfahren 
 
Die Entscheidung stützt sich auf § 6 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. Absatz 2 LuftVG und auf  
§ 6 Absatz 1 Satz 4 LuftVG i. V. m. § 42 Abs. 1 LuftVZO, soweit die Genehmigung mit 
Nebenbestimmungen versehen wird. 
 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange: 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens haben folgende Träger öffentlicher Belange mit 
Schreiben vom 30.01.2026 Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten: 
 
Die Stadt Peine hat keine erheblichen Bedenken vorgebracht. 
 
Der Landkreis Peine hat keine Bedenken vorgebracht.   
 
Die Bundeswehr hat vorbehaltlich einer gleichbleibendend Sach- und Rechtslage keine 
Verteidigungsbelange hervorgebracht. Ebenfalls stehen dem Vorhaben keine Belange aus 
militärisch flugbetrieblicher Sicht entgegen.  
 
Als zu beteiligende Fachstelle gemäß § 31 Abs. 3 LuftVG wurde die Deutsche Flugsicherung 
GmbH (DFS) mit Schreiben vom 22.10.2025 um Stellungnahme zum Vorhaben gebeten. Es 
wurden seitens der DFS ebenfalls keine Bedenken geäußert. 
 
Auslegung der Antragsunterlagen 
 
Ferner wurden die Antragsunterlagen bei der Stadt Peine zur Einsichtnahme ausgelegt. Auf die 
Auslegung wurde durch öffentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Form hingewiesen, um 
möglichen Betroffenen Gelegenheit zur Einsicht- und Stellungnahme bis zum Ablauf von zwei 
Wochen nach Ende der öffentlichen Auslegung zu geben. 
Im Rahmen des Auslegungsverfahrens zur geplanten Errichtung des Landeplatzes sind innerhalb 
der vorgesehenen Frist keine Schreiben mit Anregungen, Hinweisen oder Bedenen eingegangen. 
 
 

 
9 Verordnung über Zuständigkeiten In der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2014 (Nds. GVBl. S. 249, 250 

- VORIS 20120 -), in der aktuell gültigen Fassung 
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Materielle Entscheidungsgründe 
 
Abwägungsergebnis: 

 
Die beantragte Genehmigung bzw. Erweiterung der bestehenden Genehmigung gemäß § 6 
LuftVG wird erteilt, weil Gründe für eine Versagung der Genehmigung nicht vorliegen (§ 6 Abs. 2 
LuftVG), das Vorhaben gemessen an den Zielen des Luftverkehrsgesetzes gerechtfertigt ist und 
nach Abwägung aller von der Planung betroffenen Belange die für die Planung sprechenden 
Gründe überwiegen. 
 
Dem liegen im Wesentlichen folgende Belange zugrunde: 
 
Vorbeugender Brandschutz 
 
Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen gemäß Mitteilung des Landkreises Peine vom 
17.03.2026 keine Bedenken gegen das Verfahren, wenn die Zugänglichkeiten der vorhandenen 
Löschwasserentnahmestellen unberührt bleiben und die Löschwasserentnahmestellen nicht 
verändert werd 
 
Wasserschutz 
 
Gemäß Mitteilung des Landkreises Peine vom 17.03.2026 bestehen Seitens der unteren 
Wasserschutzbehörde keine Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Gemäß Mitteilung des Landkreises Peine vom 17.03.2026 sind die Erfordernisse des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege sind angemessen berücksichtigt worden.  
 
Die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind durch die 
Genehmigung nicht in unzulässiger Weise beeinträchtigt. Andere einer Genehmigung 
entgegenstehende Umwelteinwirkungen sind von dem geplanten Vorhaben nicht zu erwarten. 
 
Schutz vor Fluglärm 
 
Auf die Erstellung eines schalltechnisches Gutachtens wurde verzichtet, da die prognostizierte 
Anzahl der Flüge in der Dämmerungs- und Nachtstunden als äußerst gering einzustufen ist und 
somit keine relevante Lärmbeeinträchtigung zu erwarten sind. Die Stadt Peine hat ebenfalls keine 
erheblichen Bedenken gegen das Vorhaben. Die in den Untersuchungen angenommenen 
Prognosezahlen erscheinen unproblematisch.  
 
Geeignetheit des Geländes 
 
Das Gelände ist ausweislich der luftfahrtfachliche Gutachten der Firma Hans Bäuml Heliport 
Vertiport Consulting GmbH vom 16.04.2025 der Stellungnahme der Deutschen Flugsicherung 
(DFS) vom 03.11.2025 bereits heute für zusätzlichen Nachtflugbetrieb geeignet. 
 
Das Gelände entspricht hinsichtlich seiner ausgewiesenen Flugbetriebsflächen den technischen 
Anforderungen der AVV.  
Öffentliche Sicherheit und Ordnung 
 
Eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung sowohl für die Luftfahrt als auch für die 
Allgemeinheit und den Einzelnen in der Umgebung des Landeplatzes ist durch die Genehmigung 
nicht zu erwarten. 
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Stellungnahme der DFS 
 
Die Deutsche Flugsicherung hat mit Schreiben vom 03.11.2025 keine Bedenken geäußert. 

 
V. Bekanntgabe: 

 
Diesen Bescheid erhalten die Stadt und der Landkreis Peine, die Deutsche Flugsicherung und die 
Bundeswehr. 
 
Die Stadt Peine wird zusätzlich gebeten, eine Ausfertigung der Genehmigung nach § 6 Abs. 5 
LuftVG i.V. m. §74 Abs. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)10 mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zwei Wochen ortsüblich zur Einsicht auszulegen. Die ortsübliche 
Bekanntgabe der Auslegung   erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung gem. § 6 Abs. 5 LuftVG 
i. V. m. § 74 Abs. 5 VwVfG. 

 
VI. Rechtsbehelfsbelehrung:  

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage beim Verwaltungsgericht 
Braunschweig, Wilhelmstraße 55, 38100 Braunschweig, erhoben werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung  

 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gem. § 74 Abs. 5 VwVfG gegenüber den 
Betroffenen und denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. Dies gilt nicht für 
die Beteiligten, denen der Bescheid gesondert zugestellt wurde. 
 
Die Beteiligten, denen der Bescheid gesondert zugestellt worden ist, können innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage erheben. Die übrigen Betroffenen, denen gegenüber der Bescheid 
durch öffentliche Bekanntmachung und Auslegung als zugestellt gilt, können innerhalb eines 
Monats nach dem Ende der Auslegungsfrist Klage erheben. 
 
Hinweis zur Kostenentscheidung 
 
Bei der Anforderung von Verwaltungskosten hat eine Klage gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)11 keine aufschiebende Wirkung. Die Zahlungsverpflichtung 
besteht grundsätzlich fort. 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Im Auftrage 
 
 
Sommerhoff 
 
Hinweis: Personenbezogene Daten werden gem. Art. 6 Abs. 1 DSGVO i. V. m. § 3 NDSG verarbeitet. Weitere Informationen finden 
Sie auf unserer Webseite https://www.strassenbau.niedersachsen.de unter Service. Auf Wunsch senden wir Ihnen die Informationen 
zu. 

 
10 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), in der aktuell gültigen 

Fassung 
11 Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), in der aktuell gültigen 
Fassung 
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Buchungsbeleg an D 11 
 
Kapitel Titel Kostenträger 
0820 111 10 02 X01-150 
 
 
 
Durchschrift 
 
aerodromes@dfs.de; BAIUDBWToeB@bundeswehr.org; k.trottner@landkreis-peine.de; 
alexander.okon@stadt-peine.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


